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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Alexander Muthmann, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, 
Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno 
Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Einführung eines Freibetrags für selbst genutztes 
Wohneigentum im Grunderwerbsteuerrecht 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich der Bun-
desratsinitiative der Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen auf Drucksache 622/17 vom 07.09.2017 
zur Einführung eines Freibetrags für selbst genutztes 
Wohneigentum im Grunderwerbsteuerrecht anzu-
schließen. 

 
 

Begründung: 

Obwohl sich Deutschland und insbesondere Bayern 
seit Jahren in einem wirtschaftlich attraktiven Umfeld 
mit äußert niedrigen Bauzinsen befindet, stagniert die 
Wohnungseigentumsbildung. Die Bundesrepublik liegt 
im OECD-Vergleich mit einem Wert von nur 45 Pro-
zent auf dem vorletzten Platz. Besonders junge Fami-
lien mit mittlerem und geringerem Einkommen haben 
es immer schwerer, Eigentum zu bilden und in die 
eigenen vier Wände zu ziehen. Seit 1990 ist die Ei-
gentumsquote der schwächsten Einkommensgruppe 
sogar von 25 Prozent auf 17 Prozent gesunken. 

Nach dem Willen aller Bundesparteien soll Wohnen in 
Deutschland bezahlbar bleiben bzw. wieder bezahlbar 
werden. Faktisch ist es jedoch der Staat, der in der 
Vergangenheit das Wohnen durch die Erhöhung von 
Abgaben und Steuern zunehmend verteuert hat. Als 
Beispiele seien hier insbesondere die Grundsteuer, 
die Abgabenbelastung auf Strom und Heizenergie 
(EnEV etc.) sowie zahlreiche kommunale Gebühren 
und Abgaben genannt. Besonders extrem ist dabei 
der Belastungsanstieg bei der Grunderwerbsteuer. 
Während der Steuersatz im Jahre 1983 noch bun-
desweit bei 2 Prozent lag, beträgt er heute in fünf 
Bundesländern 6,5 Prozent und hat sich damit mehr 
als verdreifacht. 

Der Belastungsanstieg ist insbesondere auf die Föde-
ralismusreform 2006 zurückzuführen, seit deren die 
Bundesländer die Höhe des Steuersatzes selbst be-
stimmen können (Art. 105 Abs. 2a Satz 2 des Grund-
gesetzes), wovon mit Ausnahme Bayerns und Sach-
sens alle Bundesländer Gebrauch gemacht haben. 
Betrachtet man das bundesweite Aufkommen seit 
2005, so fällt ein Anstieg um rd. 158 Prozent ins Auge 
(2005: 4,8 Mrd. Euro, 2016: 12,4 Mrd. Euro). Für Bay-
ern ist dieser Wert in Anbetracht des nicht veränder-
ten Steuersatzes (2005: 842 Mio. Euro, 2016 (Soll): 
1.570 Mio. Euro) mit einem Anstieg von rd. 87 Prozent 
immer noch sehr ansehnlich. Dem Haushaltsplan 
zufolge soll das Aufkommen bis 2018 um beachtliche 
rund 20 Prozent auf 1.889 Mio. Euro weiter ansteigen. 
Die Kombination aus steigenden Immobilienpreisen 
und vermehrten Transaktionen ist faktisch eine Ga-
rantie für wachsende Steuereinnahmen. 

Die hohe Grunderwerbsteuerlast trifft insbesondere 
Käufergruppen mit geringem Eigenkapital, wie z. B. 
junge Familien. Diese müssen entweder Abstriche 
beim Objekt oder der Lage machen, stärker kreditfi-
nanzieren oder auf das Eigentum verzichten. Darüber 
hinaus sind die Kaufnebenkosten in einer Vielzahl 
anderer europäischer Länder deutlich geringer. Dabei 
ist das Wohneigentum in der Hand von natürlichen 
Personen ein wesentlicher Baustein für eine gute 
Altersversorgung der Bevölkerung und damit förde-
rungswürdig. Zudem bedeutet ein Eigenheim gerade 
für Familien auch ein großes Stück Planungssicher-
heit, womit es zu einem gelingenden Familienleben 
einen wichtigen Beitrag leisten kann. Daher ist es 
notwendig, die Bürgerinnen und Bürger und insbe-
sondere junge Familien bei der Schaffung von ange-
messenem Wohneigentum zu unterstützen. Als ge-
eignete Maßnahme kommt hierfür in Betracht, für von 
natürlichen Personen zur Selbstnutzung erworbene 
Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser oder Eigen-
tumswohnungen und den Erwerb unbebauter Grund-
stücke durch natürliche Personen zur Bebauung mit 
den genannten Gebäudearten eine Begünstigung bei 
der Grunderwerbsteuer durch Gewährung eines Frei-
betrags einzuführen. Durch die Begrenzung des Frei-
betrags auf einen Höchstwert pro erwerbender Person 
sowie einer zusätzlichen Berücksichtigung von Kin-
dern können der Förderumfang eingegrenzt und die 
familiäre Situation des jeweiligen Erwerbers ange-
messen berücksichtigt werden. Um nicht den Anreiz 
einer gleichzeitigen Steuererhöhung zu setzen, soll 
der Bund die Mindereinnahmen auf der Basis des 
ursprünglichen Grunderwerbsteuersatzes von 3,5 Pro-
zent kompensieren. 
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Daneben bleibt die Grunderwerbsteuer eine mit den 
Fundamentalprinzipien der Besteuerung nur schwer 
zu begründende Steuerart. Schließlich richtet sie sich 
weder nach der Leistungsfähigkeit des Steuerzahlers 

noch entspricht sie dem Äquivalenzgedanken, nach 
dem eine Steuer eine Gegenleistung für eine Leistung 
des Staates darstellt. 

 



aufgeführt, was Sie an Europa nicht sehen. Somit 
bleibt die Frage offen, was Sie denn eigentlich sehen. 
Wo sind die Vorschläge? Wo sind Ihre Vorschläge für 
ein funktionierendes Europa von morgen? Das ist die 
erste Frage.

Das andere ist, wo Sie im Dringlichkeitsantrag der 
CSU-Fraktion einen Ansatz für ein Europa von mor-
gen sehen. Weshalb tun Sie so, als gehe es darum, 
dass Bulgarien und Rumänien nächstes oder über-
nächstes Jahr in den Schengenraum kommen? Jun-
cker hat nichts anderes gesagt, als dass er möchte, 
dass an den Kriterien und den Voraussetzungen gear-
beitet wird. Es steht völlig außer Frage und wird von 
keinem von uns behauptet, derzeit seien die Kriterien 
für den Beitritt Rumäniens zum Schengenraum erfüllt. 
Aber Herr Juncker hat natürlich gesagt: Wenn die Kri-
terien erfüllt sind, haben sie das Recht zum Beitritt. 
Und dann sollen sie auch beitreten; denn das macht 
Sinn! Hier würde mich interessieren, weshalb Sie 
ständig so tun, als gehe es um den morgigen Beitritt 
des heutigen Rumänien oder des heutigen Bulgarien. 
Das hat Juncker niemals gesagt. Weshalb erzählen 
Sie hier in Bayern eine völlig andere Botschaft als Ihre 
Vertreter auf der europäischen Ebene?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatsministerin Dr. Beate Merk (Europaangelegen-
heiten): Liebe Frau Kamm, es ist immer etwas proble-
matisch, wenn man von "immer" und von "ständig" 
spricht. Das würde ich an Ihrer Stelle nicht tun.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm 
(GRÜNE))

Es geht hier um etwas ganz Konkretes. Es geht 
darum, dass die Menschen in Deutschland im Mo-
ment in einer Situation von Angst und Sorge sind. Das 
liegt an verschiedenen Erfahrungen, die sie gemacht 
haben, vor allem auch solchen der Kriminalität in un-
serem Land. Wenn diese Menschen eine Rede hören, 
in der ein Präsident, zumal häufig durch mediale Be-
richterstattung verkürzt, davon spricht, dass man den 
Schengenraum bzw. den Euroraum erweitern solle, 
dann verstehen die Menschen nicht, was das bedeu-
tet.

(Beifall bei der CSU – Zurufe der Abgeordneten 
Christine Kamm (GRÜNE))

– Frau Kamm, jetzt bin ich dran, bitte, Sie hatten jetzt 
Ihre Chance. Frau Kamm, wenn etwas in den Verträ-
gen steht, warum muss man es dann permanent wie-
derholen? Ich dachte, dies sei eine Rede, die zeige, 
wohin sich Europa in der allernächsten Zeit entwi-
ckeln werde. Wir stehen selbstverständlich zu den 
Verträgen. Selbstverständlich stehen wir dazu, dass 

Länder, die die Voraussetzungen erfüllen und auch 
nachweisen können, das Recht zu bestimmten Din-
gen haben, etwa dazu, dem Euroraum oder dem 
Schengenraum beizutreten. Aber fragen Sie die Län-
der doch einmal: Wollen die das überhaupt? Das ist ja 
in aller Regel gar nicht der Fall. Ich meine deshalb, 
dass wir diese Länder zu diesem Glück nicht zwingen 
sollen. Stattdessen müssen wir sie dort beraten, wo 
sie Unterstützung brauchen, um die Voraussetzungen 
zu schaffen. Hier können wir ihnen sicherlich helfen, 
damit das klappt. Natürlich wäre es im Endeffekt für 
Europa schöner, wenn noch mehr Länder den Euro 
als Währung hätten. Wir sollten die Länder aber nicht 
zu ihrem Glück zwingen. Lassen wir ihnen die Mög-
lichkeit, eigenverantwortlich zu entscheiden, wie und 
wann sie diese Anträge stellen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Christine Kamm (GRÜNE))

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Ausspra-
che geschlossen. Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 
Dazu werden die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion auf 
der Drucksache 17/18248 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die CSU-Fraktion. Gegenstimmen? – Das sind die 
SPD-Fraktion und die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Das ist die Fraktion 
der FREIEN WÄHLER. Damit ist dieser Dringlichkeits-
antrag angenommen. 

Ich komme jetzt zum Dringlichkeitsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 17/18268. Wer diesem Dringlichkeitsantrag seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD. Gegenstimmen? 
– Das sind die CSU-Fraktion und die Fraktion der 
FREIEN WÄHLER. Stimmenthaltungen? – Keine 
Stimmenthaltung. Damit ist der Dringlichkeitsantrag 
abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der FREIEN WÄHLER 
auf Drucksache 17/18269 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen? 
– Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion und 
die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimm-
enthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. Damit ist der 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/18249 bis 17/18254 sowie auf den Drucksa-
chen 17/18270 und 17/18271 werden in die zuständi-
gen federführenden Ausschüsse verwiesen.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Alexander Muthmann u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/18250 

Einführung eines Freibetrags für selbst genutztes Wohneigentum 
im Grunderwerbsteuerrecht 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Bernhard Pohl 
Mitberichterstatter: Wolfgang Fackler 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen federführend zugewiesen. Weitere 
Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht be-
fasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 166. Sitzung am 11. Oktober 2017 beraten und e i n -
s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häus-
ler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/18250, 17/19161 

Einführung eines Freibetrags für selbst genutztes Wohneigentum 
im Grunderwerbsteuerrecht 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich der Bundesratsinitiative 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen auf Drucksache 622/17 
vom 07.09.2017 zur Einführung eines Freibetrags für selbst genutztes 
Wohneigentum im Grunderwerbsteuerrecht anzuschließen. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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